
!o
õ=gH
ØN..o

Þ;
.9aõc
Eõ
30.ooNE
àÈ

Þ?
oì
EEo9of
Gñ-Èño
õg
ãôôË

dqt
YO>tr
!¿ß'=¡ts<

õt'
@õ(9>

Formblatt Transportgenehmigung (TG)

Transportgenehm¡gung

Zutreffendes bitte ausfüllen.

Zuständige Genehmigungsbehörde

. Aktenzeichen

h,/äã-. i- '" I

. Beförderernummer

lrrerrooerl

Allgemeines I I

AufgrundlhresAntragesvorn12206T0l wirdlhnengemäßg49Abs. l,g50Abs.2Nr. lKrW-/AbfGinVerbinctung
mit der Transporlgenehmigungsverordnung eine Transportgenehmigung erte¡lt. Die ¡m Antrag gemachten Angaben sind Bestandteil
dieser Genehmigung. Soweit im folgenden abweichende Auflagen getroffen werden, gehen diese den Angaben im Antrâg vor.
Diese Genehmigung gilt ab Ausstellungsdatum, sie ist nicht úbertragbar. Die Transportgenehmigung berechtigt ihren lnhaber,
Abfälle im Bundesgebiet einzusammeln und zu befÖrdern.

Auflagen

Die Transportgenehmigung wird mit folgenden Auflagen verbunden:
In dem zum Einsammeln oder Beförderh benutzten Beförderungsmittel sind, soweit die Beförderung nicht m¡ttels
schienengebundener Fahrzeuge erfolgt
- eine Kopie der Transportgenehmigung und des Antrags,
- eine Kopie des Entsorgungsnachweises, des vereinfachten Entsorgungsnachweises oder der NachweiserklÊirungen,
- die Ausfertigungen 2 bis 6 der Begleitscheine oder die Ausfertigungen 2 der Ubernahmesche¡ne für die eingesammelten oder

beförderten Abfälle
mitzuführen und den zur Übenivachung und Kontrolle Befugten auf Verlangen vozuzeigen und auszuhändigen.
Verånderungen des für die Genehmigung entscheidungserheblichen Sachverhaltes (2.8. der Angaben zurn Einsammler und
Beförderer oder der vorgelegten Antragsunterlagen) sind der Genehmigungsbehörde unverzüglich mitzuteilen.

Die Genehmigung wird mit folgenden weiteren Auflagen verbunden:
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Anlagen

Hinweíse
Beim Einsammeln und Befördern der Abfälle sind alle einschlägigen Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgeselzes und der
dazu erlassenen Verordnungen in der ieweils qültiqen Fassunq und die daraus sich erqebenden Nebenpflichten zu bèachten. Das mit
dem Einsammeln und Beförõern betraûte PersÌonaT muß die füi die jeweils wahrgenom-mene Tätigkeit erforderliche Sachkunde
besitzen. Es muß insbesondere mit den Gefahren im Umgang mit Abfållen vertráut und in der Lage sein, bei Unfällen mit den
Abfällen auf diese abgestimmte Maßnahmen zu ergreifen, insbesondere die zuståndigen Stellen lPolizei, Feuerwehr, Wasserbehörde,
Umweltschutzbehördg) zu benachrichtigen. Die Sachkunde erfordert eine betriebliche Einarbeitung auf der Grundlage eines
Einarbeitungsplans (S 4 TgV).

Ein Wechsel der für die Leitung und Beaufsichtigung des Betriebes verantwortlichen Person bedarf der Genehmigung.'Diese 
Genehmigung schließt nach anderen Vorschrìften erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse oder Zulassungeì

(insbesondere nach Vorschriften über den Güterkraftverkehr und die Beförderung gefährlicher Güter) nicht ein. Die Genehmigung
läßt auch die Anforderungen unberührt, welche die Gefahrgutvorschrifien - insbesondere in Bezug auf die beförderten Stoffe, die
Beförderungsmittel, das Transportpersonal und das Mitführen von Begleitpapieren - stellen.

Dieser Bescheid ist gebührenpflichtig. Es ergeht ein gesonderter Gebührenbescheid.

Rechtsbehelfsbelehrung
Die beigefügte Rechtsbehelfsbelehrung ist Bestandteil dieses Bescheides.
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Anlage I

1. Die Transportgenehmigung berechtigt zum Einsammeln und Befördern von
Abfällen in

Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Sachsen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt und Thüringen.

Die Genehmigung wird unbeschadet landesspezifischer Regelungen wie z. B. den
Anschluss- und Benutzungszwängen erteilt.

Die nachträgliche Aufnahme, Anderung oder Ergänzung von Nebenbestimmungen
bleibt vorbehalten.

4. Die Genehmigung wir unter dem Vorbehalt des Widerrufs erteilt. Die Genehmigung
kann, inbesondere bei

gungsnachweises,

Abfallgesetzes und den dazu ergangenen Durchführungsbestimmungen
widerrufen werden.

Die zugeteilte Beförderernummer ist nur für die Eintragung in Formulare bestimmt,
die nach der Nachweisverordnung oder gegebenenfalls einer anderen Verordnung
zur Führung von Nachweisen bestimmt sind. Jede darüber hinausgehende Ver-
wendung dieser Nummer, insbesondere zu Werbezwecken, ist nach der Nach-
weisverordnung untersagt und stellt eine Ordnungswidrigkeit dar.

Beim Erlöschen oder bei nicht rechtzeitiger Verlängerung der Kfz-Haft-
pflichtversicherung sowie der Betriebshaftpflichtversicherung einschließlich der
Umwelthaftpflichtversicherung wird die Genehmigung unwirksam. Anderungen die-
ser Versicherungen sind der Stadt lngolstadt, Umweltamt jeweils anzuzeigen und
vorzulegen.

Die für die Leitung und Aufsicht verantwortlichen Personen haben gemäß $ 6 TgV
regelmäßig, mindestens alle drei Jahre, an Lehrgängen im Sinne des $ 3 Abs. 1

Nr. 2 TgV teilzunehmen. Ðie Fortbildungsmaßnahmen müsssen die im Anhang zu
der TgV genannten Sachgebiete umfassen. Die Lehrgangsbescheinigungen sind
dem Umweltamt unaufgefordert vorzufegen.

Das übrige Personal muss die für die jeweils wahrgenommene Einsammlungs-
oder Beförderungstätigkeit erforderliche Sachkunde besitzen. Hierbei erfordert die
Sachkunde eine betriebliche Einarbeitung auf der Grundlage eines Einarbeitungs-
planes. Auch das sonstige Personal muss durch geeignete Fortbildung über den
für die Tätigkeit erforderlichen Wissenstand verfügen. Den Fortbildungsbedarf des
sonstigen Personals hat der Betriebsinhaber zu ermitteln.

9. Asbesthaltige Abfälle sind in geeigneten, sicher verschließbaren und gekenn-
zeichneten Behältnissen zu sammeln und zu befördern. Die Anforderungen des . ;

Gefahrgut-sowieGefahrstoffrechtsbleibenunberührt.
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11.

lm übrigen sind fur den Transport auf die jeweiligen Abfälle abgestimmte, dichte,
korrosionsbeständige und zulässige Behältnisse zu verwenden. Abfalltransporte
sind mit geeigneten Fahrzeugen vozunehmen. Sonstige einschlågíge Vorschriften
bleiben unberührt.

Für die Beförderung dürfen nur Fahrzeuge verwendet werden, die
straßenverkehrsrechtlich für den Transport von Abfällen zugelassen sind.
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